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Umsetzung des Bundesgesetzes über die Schwarzarbeit 
 
Konsultation 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
Sehr geehrter Herr Klein 
 
Wir danken Ihnen für die mit Schreiben vom 6. Juni 2007 eingeräumte Gelegenheit zur Stel-
lungnahme und geben Ihnen gerne von unseren Überlegungen Kenntnis. 
 
In der Vergangenheit haben wir uns bereits in grundsätzlich zustimmender, gleichzeitig de-
tailkritischer Weise zu den bundesrechtlichen Vorschlägen zur Bekämpfung der Schwarzarbeit 
geäussert (vgl. Stellungnahme vom 19. Dezember 2000 zum Projekt des Bundes zur Bekämp-
fung der Schwarzarbeit [heute: Bundesgesetz über Massnahmen zur Bekämpfung der 
Schwarzarbeit BGSA] sowie Stellungnahme vom 6. Juni 2006 zur Verordnung über Mass-
nahmen zur Bekämpfung der Schwarzarbeit VOSA). Auch heute noch zweifeln wir an einem 
durchschlagenden Erfolg der getroffenen bzw. im Bundesauftrag noch zu treffenden Mass-
nahmen, die Ursachen und Folgen von Schwarzarbeit wirksam bekämpfen zu können. 
 
Vorliegend geht es jedoch nicht mehr um materielle, sondern um verwaltungstechnische An-
ordnungen, wie die durch Bundesgesetz und Verordnung geschaffenen Kontroll- und Koor-
dinationsnormen umzusetzen sind. 
 
Wir begrüssen ausdrücklich die Ansiedlung des neuen Kontrollorgans beim Migrationsamt 
MKA und damit verbunden die Ausübung der Kontrolltätigkeit gemäss BGSA und FLAM 
durch die beim MKA tätigen Inspektoren. 
 
Aus Arbeitgebersicht erwarten wir jedoch, dass die bereits bestehenden Kontrolltätigkeiten 
mit der neuen Kontrolle nach BGSA in koordinierter und KMU-verträglicher Weise ausgestal-
tet werden. Diese zwar im Konzept zugesicherte Absicht der Vermeidung von unerwünschter 
Belastung der Unternehmen durch Mehrfachkontrollen (Ziff. 5.2) wird u.E. durch § 5 E-
VBGSA leider zu wenig eindeutig festgeschrieben. 
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In Abweichung zu Art. 11 f. BGSA wird in der kantonalen Regelung die - notwendige und 
sinnvolle - Zusammenarbeit und der Einbezug der ebenfalls zuständigen privaten Organisati-
onen (z.B. Verbandsausgleichskassen) weder erwähnt (s. § 5 E-VBGSA) noch konzeptionell 
umgesetzt. Diese Unterlassung und Nichtberücksichtigung weiterer involvierter Organisatio-
nen in den Umsetzungsarbeiten ist für uns nicht verständlich. Wir ersuchen das DVI im Inte-
resse der Sache und zur Vermeidung späterer Unstimmigkeiten, dieses Versäumnis noch wäh-
rend der laufenden Konzeptionierung umgehend nachzuholen. 
 
Da es auch unterlassen wurde, die mit der Durchführung direkt betroffenen Verbandsaus-
gleichskassen mindestens in diese Konsultation mit einzubeziehen, bitten wir, nach Rückspra-
che mit unserer Ausgleichskasse, um besondere Berücksichtigung folgender Punkte betref-
fend dem vereinfachten Abrechnungsverfahren (neu §§ 20a ff. der Quellensteuerverord-
nung): 
 
 Es wäre wünschenswert, wenn sich, in Zusammenarbeit mit dem BSV, alle Kantone auf 

einen «einheitlichen» Vollzugsstandard einigen könnten. Dies beginnt bei den Formula-
ren und hört bei der geforderten behördlichen Zusammenarbeit auf. Die Verbandsaus-
gleichskassen sind, als private Organisationen, meist in mehreren Kantonen zuständige 
Abrechnungsstellen. Eine weiterhin kundenorientierte und effiziente Arbeitsweise mit 
diesen zusätzlichen neuen Kontroll- und Koordinationsaufgaben wäre mit 26 kantonal-
individuellen Vollzugsregeln und -formularen wohl schlicht nicht möglich. Entsprechende 
Konsequenzen seitens der VAK wären nicht auszuschliessen. 

 
 Die noch notwendigen Einzelheiten sollten deshalb nicht nur zwischen der SVA und dem 

KStA, sondern mit dem BSV, allen betroffenen Ausgleichskassen bzw. deren Verbänden 
(z.B. VVAK) und den involvierten kantonalen Behörden geführt werden (s. Umsetzungs-
konzept Ziff. 5.7 und 6). Wir haben grosse Bedenken vor möglichen Widersprüchen zwi-
schen den (bereits vorhandenen) Weisungen des BSV über das vereinfachte Abrech-
nungsverfahren und den nun geplanten individuellen kantonalen Regelungen. 

 
 
Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Überlegungen. 
 
 
Freundliche Grüsse 
 
AARGAUISCHE INDUSTRIE- UND HANDELSKAMMER 
Geschäftsstelle 
 
 
  
Peter Lüscher Doris Wobmann 
Vorsitzender der Geschäftsleitung lic. iur., Rechtsanwältin 
 
 


